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Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit eines Erstattungsbescheides,
mit dem ein Betrag in HÃ¶he von insgesamt 2.006,09 Euro von den KlÃ¤gern
zurÃ¼ckgefordert wurden.

Die im Jahr 2006 und 2010 geborenen KlÃ¤ger stehen im Leistungsbezug bei dem
Beklagten. Mit Weiterbewilligungsantrag vom 30.11.2015 beantragte der Vater der
KlÃ¤ger als Vertreter der Bedarfsgemeinschaft Leistungen ab Januar 2016. Hierbei
gab er unter Punkt 3.1 des Antrages das Kindergeld fÃ¼r die KlÃ¤ger in HÃ¶he von
insgesamt 568,00 Eu-ro als Einkommen an.

Das Kindergeld wurde durch den Beklagten jedoch versehentlich nicht als
Einkommen berÃ¼cksichtigt. Mit Bescheid vom 28.12.2015 wurden der
Bedarfsgemeinschaft daher fÃ¼r den Zeitraum Januar 2016 bis Juni 2016 insgesamt
Leistungen in HÃ¶he von 1.875 Euro monatlich bewilligt.
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Mit Ã�nderungsbescheid vom 14.01.2016 wurden fÃ¼r den Monat Februar 2016
nach Be-rÃ¼cksichtigung des Zuflusses eines Heiz-und Betriebskostenguthabens
nur noch 1.648,12 Euro bewilligt. Auch hier fand eine BerÃ¼cksichtigung des
angegebenen Kin-dergeldes als Einkommen der KlÃ¤ger nicht statt.

Nachdem die versehentliche NichtberÃ¼cksichtigung aufgefallen war, wurden die
KlÃ¤ger mit Schreiben vom 12.10.2016 zu einer mÃ¶glichen Ã�berzahlung
angehÃ¶rt. Mit Schreiben vom 17.10.2016 erklÃ¤rte der Vater der KlÃ¤ger, er habe
auf die Berechnung keinen Einfluss nehmen kÃ¶nnen, da diese durch den Beklagten
ausgefÃ¼hrt worden sei. Mit Schreiben vom 13.10.2016 bat der KlÃ¤gervertreter
den Beklagten um Neuberechnung der Leistungen fÃ¼r den Monat August, da nach
seinen eigenen Berechnungen die Bewilligung zu niedrig erfolgt sei.

Mit Bescheid vom 20.10.2016 erklÃ¤rte der Beklagte die RÃ¼cknahme, Erstattung
und Zah-lungsaufforderung gegenÃ¼ber dem Vater der KlÃ¤ger als deren
gesetzlicher Vertreter. FÃ¼r den KlÃ¤ger zu 1) wurde eine Ã�berzahlung in HÃ¶he
von insgesamt 1.003,05 Euro und fÃ¼r den KlÃ¤ger zu 2) eine Ã�berzahlung i.H.v.
1.003,04 Euro festgestellt. Nach Ziffer 1. des Bescheides wurden die
Bewilligungsbescheide in genannter HÃ¶he fÃ¼r die KlÃ¤ger zurÃ¼ckgenommen.
Nach Ziffer 2. und 3. erfolgten sodann die Erstattung und die Einzie-hung der
genannten BetrÃ¤ge.

Mit Schreiben vom 24.10.2016 erhoben die KlÃ¤ger, vertreten durch ihren
gesetzlichen Vertreter, gegen den Bescheid vom 20.10.2016 Widerspruch. Zur
BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, die Ã�berzahlung sei fÃ¼r den Vertreter der
KlÃ¤ger nicht erkennbar gewesen. Die Weiterbewilligung ab Januar 2016 sei nicht
wesentlich hÃ¶her ausgefallen als in den Monaten davor.

Mit Widerspruchsbescheid vom 19.01.2018 wies der Beklagte die EinwÃ¤nde der
KlÃ¤ger als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Auf einem Vertrauensschutz kÃ¶nnten sich die
KlÃ¤ger nicht berufen, da die grobe FahrlÃ¤ssigkeit ihres gesetzlichen Vertreters
ihnen zuzurechnen sei. Dieser hÃ¤tte erkennen mÃ¼ssen, dass das Kindergeld
nicht wie bisher angerechnet wurde, da der Abschnitt Ã¼ber die
Einkommensanrechnung gÃ¤nzlich fehlte. Hiergegen erhoben die KlÃ¤ger am
19.02.2018 Klage. Im Rahmen der KlagebegrÃ¼ndung wurde der bisherige Vortrag
vertieft. Die KlÃ¤ger sind der Ansicht, dass dem Vertreter die Rechtswidrigkeit der
Bescheide nicht auffallen musste und sein Vertrauen schutzwÃ¼rdig sei. Der
Leistungsbescheid vom 28.12.2015 sei aufgrund der Anrechnung fiktiven
Einkommens unÃ¼bersichtlich und nicht nachvollziehbar gewesen.

Die KlÃ¤ger beantragen,

der Bescheid vom 20.10.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
19.01.2018 wird aufgehoben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage wird abgewiesen.
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Der Beklagte verweist auf seine bisherigen AusfÃ¼hrungen im Rahmen des Wider-
spruchsbescheids.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung wurde Beweis erhoben durch
Vernehmung des Vaters der KlÃ¤ger als deren gesetzlichen Vertreter. Auf die
Vernehmung der Mutter der KlÃ¤ger wurde Ã¼bereinstimmend verzichtet. Wegen
der Einzelheiten der Vernehmung wird auf die Sitzungsniederschrift vom
22.01.2020 Bezug genommen. Wegen der weite-ren Einzelheiten des Sach- und
Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichts- und Ver-waltungsakte Bezug
genommen. Beide Akten waÂ¬ren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Ver-handlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Die Klage ist als reine Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs.1 S1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) statthaft. Die KlÃ¤ger sind durch ihre gesetzlichen Vertreter zudem
beteiligten â�� und prozessfÃ¤hig nach Â§Â§ 70, 71 SGG.

Die Klage ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Der RÃ¼cknahme- und Erstattungsbescheid
des Be-klagten vom 20.10.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
19.01.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert die KlÃ¤ger nicht im Sinne des Â§ 54
Abs.2 S 1 SGG.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Aufhebungs â�� und Erstattungsbescheid ist Â§ 45
Abs.1, Abs.2 S 3 Nr.3 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) in Verbindung mit
(i.V.m.) Â§ 40 Abs.2 Nr. 3 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) i.V.m. Â§ 330
Abs.2 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III).

Die angefochtenen Bescheide sind zunÃ¤chst formell rechtmÃ¤Ã�ig.

Vor Erlass des streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheides ist eine AnhÃ¶rung der
gesetzlichen Vertreter nach Â§ 24 Abs. 1 SGB X mit Schreiben vom 12.10.2016
erfolgt.

Der Bescheid ist auch in materieller Hinsicht rechtmÃ¤Ã�ig

Der RÃ¼cknahme- und Erstattungsbescheid genÃ¼gt dem
Bestimmtheitserfordernis des Â§ 33 SGB X. Der Bescheid erklÃ¤rt die RÃ¼cknahme
gegenÃ¼ber dem jeweils begÃ¼nstigten KlÃ¤ger und regelt die RÃ¼ckabwicklung
im jeweiligen IndividualverhÃ¤ltnis durch eine einzelne Verwaltungsentscheidung
(SG Dortmund, Urteil vom 22. Juli 2009 â�� S 28 AS 228/08 â��, Rn. 20, juris). Es
wird zudem deutlich gemacht, dass sich der Bescheid an den KlÃ¤ger in seiner
Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter der minderjÃ¤hrigen KlÃ¤ger richtet. Die
monatliche Ã�berzahlung wird nach Monaten fÃ¼r die jeweiligen KlÃ¤ger
aufgeschlÃ¼sselt und die Erstattung der Gesamtsumme durch die jeweiligen
KlÃ¤ger gefordert.
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Die Voraussetzung fÃ¼r die Anwendung des Â§ 45 Absatz 1 SGB X liegen vor. Bei
dem aufgehobenen Leistungsbescheid handelt es sich um einen rechtswidrig
begÃ¼nstigen-den Verwaltungsakt. Mit dem streitgegenstÃ¤ndlichen
Leistungsbescheid sowie Ã�nde-rungsbescheid wurden den KlÃ¤gern Leistungen
bewilligt, welche mit der zugrunde lie-genden Tatsachen von Beginn an nicht
Ã¼bereinstimmten.

Die KlÃ¤ger kÃ¶nnen sich nicht auf Vertrauensschutz nach Â§ 45 Abs.2 S 1, 2 SGB X
berufen, da ihnen die grob fahrlÃ¤ssige Unkenntnis der Rechtswidrigkeit der
Bescheide des gesetzlichen Vertreters nach Â§ 278 BGB (Vertreterhandeln), bzw. Â§
166 Abs.1 BGB (Ver-treterwissen) zuzurechnen ist (SchÃ¼tze in: von
Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, Â§ 45 SGB X Rn. 59).

Nach Â§ 45 Abs.2 S 1 SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den
Bestand eines Verwaltungsakts vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung
mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an der RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Das
Vertrauen ist in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte
Leistungen verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht
mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann, Â§ 45
Abs. 2 S 2 SGB X.

Eine Berufung auf Vertrauensschutz ist jedoch nicht mÃ¶glich, wenn die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes bekannt, oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit
nicht bekannt war. Â§ 45 Abs.2 Nr. 3 SGB X definiert dabei grobe FahrlÃ¤ssigkeit als
das AuÃ�erachtlassen der erforderlichen Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e.

MaÃ�geblich fÃ¼r den Begriff der groben FahrlÃ¤ssigkeit ist der subjektive
SorgfaltsmaÃ�stab (BSG, Urteil vom 28. August 2007 â�� B 7/7a AL 10/06 R â��,
Rn. 13, juris). Hierbei mÃ¼ssen einfachste, ganz nahe liegende Ã�berlegungen
nicht angestellt werden. Das ist der Fall, wenn nicht beachtet wird, was im
gegebenen Fall jedem einleuchten musste, wobei auf die persÃ¶nliche Urteils- und
KritikfÃ¤higkeit, das EinsichtsvermÃ¶gen und Verhalten der Betroffenen sowie die
besonderen UmstÃ¤nde des Falles abzustellen ist (BSG, Urteil vom 08. Februar
2001 â�� B 11 AL 21/00 R â��, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 45, Rn. 23). Es genÃ¼gt
insoweit eine Parallelwertung in der LaiensphÃ¤re (SchÃ¼tze in: von Wulf-
fen/SchÃ¼tze, SGB X, Â§ 45 SGB X Rn. 55). MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r das
Vorliegen der subjektiven Merkmale ist hierbei die Bekanntgabe des Bescheides.
Auf spÃ¤tere Hinweise der Verwaltung kommt es insoweit nicht an (BSG, Urteil vom
22. MÃ¤rz 1995 â�� 10 RKg 10/89 â��, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 24, SozR 3-1500 Â§ 54
Nr. 23).

Nach Vernehmung des gesetzlichen Vertreters der KlÃ¤ger steht zur Ã�berzeugung
der Kammer fest, dass sich dem Vater der KlÃ¤ger die Fehlerhaftigkeit des
Bescheides vom 28.12.2015, sowie des Ã�nderungsbescheides vom 14.01.2016
aufdrÃ¤ngen musste und er aufgrund seiner individuellen FÃ¤higkeit zudem in der
Lage war die irrtÃ¼mliche Ã�berzahlung zu erkennen.
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Zwar ist die Kammer zu der Ã�berzeugung gelangt, dass der Vater der KlÃ¤ger
keine Kenntnis der Fehlerhaftigkeit des Bescheides hatte. Der Zeuge hat glaubhaft
geschildert, dass ihm eine VerÃ¤nderung der Leistungsbewilligung zum neuen
Bewilligungsabschnitt nicht aufgefallen ist. Dem Vertreter war die Rechtswidrigkeit
des Bescheides jedoch in Folge grob fahrlÃ¤ssiger Unkenntnis unbekannt. Die
Fehlerhaftigkeit, auch unter BerÃ¼ck-sichtigung seiner individuellen Kenntnisse und
FÃ¤higkeiten, hÃ¤tte sich dem Vertreter aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen.

Im Rahmen der Vernehmung hat der Vertreter der KlÃ¤ger angegeben, dass er seit
min-destens zwei Jahren im Leistungsbezug bei dem Beklagten steht. Er kÃ¼mmert
sich alleine um die Stellung der AntrÃ¤ge und reicht die benÃ¶tigten Unterlagen
ein. Die Bescheide des Beklagten prÃ¼ft er nicht im Detail, sondern schaut vor
allem auf den Weiterbewilligungszeitraum. An dem streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheid vom 28.12.2015, sowie dem Ã�nderungsbescheid vom 14.1.2016 ist ihm
nichts UngewÃ¶hnliches aufgefallen. Aufgrund der Angaben des Zeugen konnte auf
die Vernehmung der Mutter der KlÃ¤ger verzichtet werden, da die Kammer davon
ausgeht, dass der Vater der KlÃ¤ger die PrÃ¼fung der Bescheide und die Stellung
der AntrÃ¤ge allein Ã¼bernimmt.

GrundsÃ¤tzlich trifft den Vertreter der KlÃ¤ger, da er zutreffende Angaben gemacht
hat, keine Verpflichtung den Bewilligungsbescheid im Detail auf seine Richtigkeit zu
Ã¼berprÃ¼fen. Macht der BegÃ¼nstigende zutreffende Angaben, so darf er
grundsÃ¤tzlich davon ausgehen, dass die BehÃ¶rde seine Angaben vollstÃ¤ndig
berÃ¼cksichtigt. Insoweit ist es Aufgabe der FachbehÃ¶rde, wahrheitsgemÃ¤Ã�e
tatsÃ¤chliche Angaben von Antragstellern rechtlich einwandfrei umzusetzen (BSG,
Urteil vom 08. Februar 2001 â�� B 11 AL 21/00 R â��, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 45, Rn.
25).

Dies fÃ¼hrt jedoch nicht dazu, dass den BegÃ¼nstigten keinerlei Sorgfaltspflichten
bei Erhalt einer Verwaltungsentscheidung treffen. Dies widersprÃ¤che dem auch im
Ã¶ffentlichen Recht geltenden Grundsatz von Treu und Glauben. Aus diesem lÃ¤sst
sich herleiten, dass die Beteiligten im SozialrechtsverhÃ¤ltnis verpflichtet sind, sich
gegenseitig vor vermeidbarem Schaden zu bewahren. Diesem Grundsatz entspricht
es, dass der BegÃ¼nstigte rechtlich gehalten ist, den Bescheid zu lesen und zur
Kenntnis zu nehmen (BSG, Urteil vom 08. Februar 2001 â�� B 11 AL 21/00 R â��, 
SozR 3-1300 Â§ 45 Nr. 45, Rn. 25). Die notwendige Folge dieser Obliegenheit ist es
dann, dass eine BegrÃ¼ndung der Bewilligungsentscheidung, die den in der
Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt wieder gibt, auch einen rechtlich
unkundigen Adressaten auf die Fehlerhaftigkeit der Bewilligung aufmerksam
machen muss, soweit diese augenfÃ¤llig ist (SG Dortmund, Urteil vom 22. Juli 2009
â�� S 28 AS 228/08 â��, Rn. 26, juris). Der Vorwurf der groben FahrlÃ¤ssig-keit
verlangt in diesen FÃ¤llen jedoch, dass sich die tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
Fehler aus dem Bescheid selbst oder aus dessen BegleitumstÃ¤nden (zB Merkblatt)
ergeben und fÃ¼r den Adressaten unter BerÃ¼cksichtigung seiner individuellen
EinsichtsfÃ¤higkeit augenfÃ¤llig sind (PadÃ© in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, Â§
45 SGB X Rn. 92). Ergeben sich aufgrund dieser Kontrolle Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit der ergangenen Entscheidung, besteht daher eine Verpflichtung
des BegÃ¼nstigten, bei der ErlassbehÃ¶rde nach-zufragen (SG Dortmund, Urteil
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vom 22. Juli 2009 â�� S 28 AS 228/08 â��, Rn. 26 â�� 27, juris).

Mit Blick auf die vorgenannten Voraussetzungen waren die Ã¼berzahlten
Leistungen fÃ¼r den Vertreter KlÃ¤ger anhand der Bescheide augenfÃ¤llig.

Die Kammer sieht aufgrund der zutreffend gemachten Angaben des Vertreters nicht
das Erfordernis den Bescheid im Detail nachzurechnen und zu prÃ¼fen. Auch geht
die Kammer abweichend von der Ansicht des Beklagten nicht davon aus, dass allein
eine Ã�berzahlung von 400 Euro ab Januar 2016 dem Vertreter hÃ¤tte auffallen
mÃ¼ssen.

Zwar ist mit Ã�nderungsbescheid vom 18.08.2015 eine Leistungsbewilligung in
HÃ¶he von 1.453,00 Euro fÃ¼r die Bedarfsgemeinschaft vorgenommen worden,
welche deutlich unter den ab Januar 2016 bewilligten Leistungen von 1.875,00 Euro
liegt. Jedoch finden sich in der Verwaltungsakte fÃ¼r den Bewilligungszeitraum von
Januar bis Dezember 2015 insgesamt vier Ã�nderungsbescheide mit
unterschiedlicher BewilligungshÃ¶he. Der ursprÃ¼ngliche Bewilligungsbescheid
vom 16.12.2014 weist dabei eine Gesamtleistung an die Bedarfsgemeinschaft in
HÃ¶he von 1.813,00 Euro fÃ¼r den Zeitraum Januar bis Dezember 2015 aus. Dieser
Betrag weicht aus Sicht der Kammer von den ab Januar 2016 bewilligten Leistungen
in HÃ¶he von 1.875,00 Euro nicht in einem so wesentlichen MaÃ�e ab, dass die
Fehlerhaftigkeit allein wegen der erhÃ¶hten Bewilligung auffallen musste.

Die Kammer ist jedoch der Ansicht, dass die UnvollstÃ¤ndigkeit des Bescheides vom
29.12.2015 dem Vertreter der KlÃ¤ger bereits beim Lesen auffallen musste. Der
Bewilligungsbescheid vom 29.12.2015 enthielt, im Unterschied zu den
vorangegangenen Leistungsbescheiden, keinen Abschnitt Ã¼ber die
Einkommensanrechnung. Dies hÃ¤tte dem Vertreter der KlÃ¤ger jedoch auffallen
mÃ¼ssen, da unter anderem der Bewilligungsbescheid fÃ¼r den vorhergehenden
Leistungsabschnitt vom 17.12.2014 eine ent-sprechende Einkommensanrechnung
aufwies. Die vorangehenden Bescheide weisen durchgehend denselben Aufbau auf.
Hierbei folgt auf die AufzÃ¤hlung der bewilligten Leistungen die Berechnung der
Leistungen in tabellarischer Form, wobei zunÃ¤chst die HÃ¶he der monatlichen
Bedarfe und sodann das berÃ¼cksichtigte Einkommen fÃ¼r die jeweiligen
Mitglieder aufgezÃ¤hlt werden. Das vollstÃ¤ndige Fehlen dieses zweiten,
wesentlichen Abschnitts Ã¼ber die Einkommensanrechnung im Bescheid vom
29.12.2015 und Ã�nderungsbescheid vom 14.01.2016 hÃ¤tte sich dem Vertreter
der KlÃ¤ger beim Lesen aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen.

Hierbei hat die Kammer berÃ¼cksichtigt, dass der streitige Bewilligungsbescheid
eine fiktive Einkommensanrechnung fÃ¼r den Sohn Mehmet H enthÃ¤lt. Die
Kammer ist jedoch der Auffassung, dass dem Vertreter der KlÃ¤ger, auch unter
BerÃ¼cksichtigung seiner individuellen EinsichtsfÃ¤higkeit, auffallen musste, dass
es sich bei der fiktiven Berechnung nicht um die Anrechnung des Einkommens fÃ¼r
die gesamte Bedarfsgemeinschaft handelt. Insoweit ist der Abschnitt bereits
deutlich als fiktive Berechnung fÃ¼r Mehmet H Ã¼berschrieben und zudem optisch
abgetrennt. Auch ohne eine detaillierte PrÃ¼fung hÃ¤tte daher beim Lesen des
Bescheides das Fehlen der Einkommensanrechnung fÃ¼r die Ã¼brigen Mitglieder
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der Bedarfsgemeinschaft auffallen mÃ¼ssen.

Der Vertreter der KlÃ¤ger war auch subjektiv in der Lage die Fehlerhaftigkeit der
Bescheide zu erkennen. Der Vertreter hat ausgefÃ¼hrt, dass er die Bescheide des
Beklagten ordnungsgemÃ¤Ã� durchliest und auf die wesentliche Richtigkeit hin
Ã¼berprÃ¼ft. Es ist auch davon auszugehen, dass der Vertreter bei augenfÃ¤lligen
Ungereimtheiten der Bescheide eine detaillierte PrÃ¼fung der Berechnung
vornimmt. So hat sich der Vertreter der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 13.10.2016 an
den Beklagten gewandt und darauf hingewiesen, dass seine eigenen Berechnungen
von denen des Beklagten abweichen und um Nachbesserung gebeten.

2. Die Erstattungsentscheidung ist gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 S 1 SGB X ebenfalls
rechtmÃ¤Ã�ig, da die maÃ�geblichen Bewilligungsbescheide des Beklagten durch
den hier wirksamen und rechtmÃ¤Ã�igen Bescheid vom 29.12.2015 sowie den
Ã�nderungsbescheid vom 14.01.2016 zurÃ¼ckgenommen worden sind (SG
Stralsund, Urteil vom 07. Juni 2017 â�� S 7 AS 526/14 â��, Rn. 23, juris).

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs.1 S 1 SGG und folgt der
Entscheidung in der Sache.

Erstellt am: 14.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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